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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sport

Das Schweizer Sportparlament, die Legislative des Dachverbands Swiss Olympic, die
sich aus Delegierten der dort angeschlossenen Fachverbände zusammensetzt, fällte
den Grundsatzentscheid, sich um die Austragung der olympischen Winterspiele 2014
zu bewerben. Zudem stimmte es einer Statutenänderung zu, welche die Kompetenz des
Exekutivkomitees in der Olympia-Evaluation stärkt. Diese soll nach verschärften
Kriterien vorgenommen werden. Zu diesen gehören etwa Budgetvorgaben und die
Zustimmung der Stimmbürger jenes Kantons, in dem die so genannte Host City liegt.
Mögliche Kandidaten sind die Regionen Wallis, Graubünden und Zürich. 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 06.11.2003
MARIANNE BENTELI

Die Aspirationen auf eine Kandidatur der Schweiz für die Olympischen Winterspiele
2014 zerschlugen sich. Mitte Februar legten die privaten Promotoren der Variante mit
Zürich als so genannter Host City , welche die Unterstützung der Kantone Schwyz und
Graubünden fand, in denen die meisten Wettkämpfe hätten stattfinden sollen, dem
Zürcher Regierungsrat ihr Bewerbungsdossier vor. Dieser sprach sich für eine vertiefte
Prüfung des Projekts aus, welches aber bereits zu diesem Zeitpunkt im Kantonsrat auf
Skepsis stiess, umso mehr, als sich die Stadt schon früher von jeglicher finanziellen
Beteiligung distanziert hatte. Gleichzeitig wurde bekannt, dass auch die Gemeinde
Davos (GR) eine Bewerbung ins Auge fasste. Beide Interessengruppen machten Anfang
März eine entsprechende offizielle Eingabe an Swiss Olympic. Dessen Exekutivrat
erteilte der Kandidatur von Davos eine klare Absage: Das Vorhaben werde weder von
der Bündner Regierung unterstützt, noch entspreche es dem von Swiss Olympic
vorgegebenen Profil. Das Zürcher Projekt wurde nur lau unterstützt. Das technische
Dossier entsprach zwar den Anforderungen, durch wurde der ungenügende politische
Sukkurs von Kanton und Stadt bemängelt, weshalb den Zürcher Promotoren
diesbezüglich klare Vorgaben gemacht wurden, um eine Wiederholung des Debakels der
Kandidatur „Berne 2010“ zu vermeiden. Da die Stadt Zürich ihre Haltung nicht änderte,
warfen die Promotoren Mitte September das Handtuch. Der Kanton Wallis hatte bereits
Ende Februar seinen Verzicht auf eine Bewerbung bekannt gegeben. 2

ANDERES
DATUM: 15.09.2004
MARIANNE BENTELI

Knapp zwei Jahre nach der Ablehnung der Bündner Olympia-Kandidatur 2022 durch
das Stimmvolk Graubündens wagte der Regierungsrat mit einer positiven Antwort auf
einen Auftrag Cavegn (cvp) für die Unterstützung einer Kandidatur für die Olympischen
Winterspiele 2026 im August 2015 einen erneuten Anlauf. Dieser Prozess war von den
drei Bündner Wirtschaftsdachverbänden und Hotelleriesuisse Graubünden angestossen
und unterstützt worden. Die Begründung: Die wirtschaftliche Situation im Kanton
Graubünden habe sich seit 2013 stark verschlechtert, in einzelnen Tälern sei die
Situation gar «alarmierend». Schweizerische Olympische Winterspiele könnten dieser
Problematik Abhilfe verschaffen und der Wirtschaft sowie dem Tourismus den
notwendigen Schub verleihen. Nach der positiven Reaktion der Kantonsregierung und
deren Antrag auf Annahme überwies das Kantonsparlament den Auftrag in der
Wintersession 2015 und gab damit das «definitive Startsignal» (NZZ) zur Ausarbeitung
einer Kandidatur des Kantons Graubünden. 
Wie Andreas Wieland, der Vorsteher des Projektteams, welches aus prominenten
Personen aus Wirtschaft und Tourismus bestand, gegenüber der NZZ verlauten liess,
liege der Schwerpunkt der Bündner Kandidatur 2026 – anders als bei der Kandidatur
2022 – stärker auf der bestehenden Infrastruktur und weniger auf Neubauten. So
sollten die Winterspiele 2026 dezentral und verteilt über die Bergregionen des Kantons
Graubünden, aber auch in der restlichen Schweiz mit einer modernen High-Tech-
Übertragung stattfinden. Der Schneesport solle im Bündnerland und der Hallensport
vorwiegend in Zürich ausgetragen werden, so der Plan. 

Neben der Zustimmung der Bündner Wirtschafts-, Tourismus- und bürgerlichen
Politikkreise zu potenziellen Olympischen Spielen 2026 wurden auch kritische Stimmen
zu einer möglichen Bündner Kandidatur laut. Diese stammten vorwiegend aus den
Reihen der linken Parteien sowie des Komitees «Olympiakritisches Graubünden»,
welche sich bereits beim Vorgängerprojekt zwei Jahre zuvor gegen eine Kandidatur

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 06.12.2016
CATALINA SCHMID
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gewehrt hatten. «Milliardeninvestitionen in den übersättigten Wintertourismus» (NZZ)
sowie der den Winterspielen vorauseilende Ruf des Gigantismus seien im Ostschweizer
Kanton deutlich fehl am Platz und brächten nachhaltig keinen Profit ein, lautete das
Argument. Während die SP dem Vorhaben nicht vollständig ablehnend gegenüberstand,
zeigte sich die Partei doch besorgt über die starke Kostenunsicherheit. Wie SP-
Grossrat Jon Pult im Gespräch mit der Südostschweiz postulierte, leide die
Glaubwürdigkeit der Diskussion zu den Olympischen Spielen stark unter dem Fakt, dass
die «gleichen Repräsentanten, die vor wenigen Jahren gesagt haben, dass die damalige
Bündner Kandidatur sehr gut sei, alle profitieren würde, sauber sei, nachhaltig und
umweltbewusst» jetzt sagten, dass die neue Kandidatur «ganz anders» sei.

Im Oktober 2016 erhielt der Kanton Graubünden schliesslich eine Absage des Wunsch-
Parnerstandorts Zürich: Die Stadt werde keine weitreichenden Garantien übernehmen,
sich nicht als Host City zur Verfügung stellen, nicht im OK mitwirken und auch keine
neue Infrastruktur für die Olympischen Spiele schaffen, so die Position der Zürcher
Stadtregierung. Sie sei allerdings offen dafür, die Eröffnungs- und Schlusszeremonie
und auch die Medaillenübergaben vor dem Panorama der Stadt Zürich abzuhalten –
gegebenenfalls gegen eine Entschädigung. 
Anfang Dezember 2016 verkündete der Bundesrat, dass er eine Schweizer Olympia-
Kandidatur begrüsse, und zeigte sich grundsätzlich bereit, diese auch finanziell zu
unterstützen. Noch im selben Monat hiess der Bündner Grossrat eine
Regierungsbotschaft für den Verpflichtungskredit in der Höhe von CHF 25 Mio. mit 97
zu 17 Stimmen bei 1 Enthaltung gut. Von dem für die Kandidaturphase des Bündner
Projekts bis zur Vergabe des Standorts der Olympiade 2026 durch das Internationale
Olympische Komitee im Herbst 2019 vorgesehenen Verpflichtungskredit würde der
Kanton Graubünden jedoch maximal CHF 9 Mio. übernehmen müssen, für den
restlichen Betrag würden der Bund und Swiss Olympic je zur Hälfte aufkommen, führte
die grossrätliche Kommission für Wirtschaft und Abgaben in ihrer Medienmitteilung auf.
Das letzte Wort bezüglich der Finanzierungsfrage und somit auch zur Kandidatur werde
Mitte Februar 2017 das Bündner Stimmvolk haben, so die NZZ.

Parallel zu diesen Entwicklungen prüfte der Schweizerische Sport- und
Olympiadachverband Swiss Olympics auf nationaler Ebene verschiedene
Voraussetzungen, welche Veranstaltende von schweizerischen Olympischen Spielen
erfüllen müssten. Neben dem Bündner Projekt standen auch ein Walliser und ein
Berner Projekt für Olympische Spiele 2026 zur Diskussion, zudem hatte auch die
Genferseeregion bereits Interesse an einer Kandidatur bekundet. 3

1) TA, 25.6. und 9.7.03; BüZ, 3.1., 24.1., 15.2. und 3.7.03; NZZ, 1.11.03; Presse vom 6.11.03. 
2) Presse vom 22.1., 16.2., 24.2., 25.2., 27.2., 2.3., 3.3., 28.3., 30.3., 1.4., 2.4., 7.5. und 15.9.04. 
3) Beschluss Grossrat GR vom 6.12.16; Medienmitteilung Swiss Olympic vom 11.3.16; Medienmitteilung der WAK GR vom
22.11.16; SGR, 12.3., 14.3.16
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